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Bürgermeisterkandidat Arthur Konrad 
Zuversicht für den zweiten Wahlgang für  das A m t  des Bürgermeisters 

Bürgermeister Arthur Konrad stellt sich f ü r  die FBP zur Wiederwahl. Im ersten 
Wahlgang erreichte er 804 Stimmen und verfehlte die absolute Mehrheit nur ganz 
knapp. 

Im ersten Wahlgang verfehlte unser 
Bürgermeisterkandidat Arthur Konrad 
nur ganz knapp die absolute Mehrheit 
und hat somit einen beeindruckenden 
Vertrauensbeweis erhalten. Wir dan
ken allen Wählerinnen und Wählern 
für die Teilnahme an der Wahl und 
rufen alle auf, sich auch am zweiten 
Wahlgang zu beteiligen. Auch wenn 
sich zwei Kandidaten vor dem zweiten 
Wahlgang zurückgezogen haben, ist die 
Wahl sehr wichtig und jede Stimme 
entscheidend. 

Wir bitten alle unsere Parteifreunde, 
alle Wählerinnen und Wähler: Geben 
Sie Arthur Konrad Ihre Stimme, schen
ken Sie ihm weiterhin Ihr Vertrauen! 
Bürgermeister Arthur Konrad ist 

eine anerkannte Persönlichkeit. Sein 
ausgleichendes Wesen und sein Ver
ständnis für die Anliegen der Gemein
demitglieder, aller in Vaduz wohnhaf
ten Personen, wird von vielen ge
schätzt. Die Wertschätzung, die Arthur 
Konrad geniesst, ist nicht zuletzt in sei
ner bürgernahen Arbeitsweise be
gründet. 

Bürgermeister Arthur Konrad hat 
sich in den letzten Jahren für Vaduz 
bewährt. E r  bietet mit seiner Politik die 
Gewähr, dass sich unser Vaduz konse
quent weiterentwickelt. Geben Sie ihm 
Ihre Stimme, gehen Sic zur Wahl -
auch der zweite Wahlgang ist wichtig. 

Vorstand der FBP-Ortsgruppe Vaduz 

Vorsteherkandidat Hansjakob Falk 
Mit guten Chancen in den zweiten Wahlgang, als Vorsteher in Schaan 

Hansjakob Falk wurde von der FBP-Schaan für  das A m t  des Vorstehers nomi
niert. Mit 906 Stimmen verfehlte er das absolute Mehr im ersten Wahlgang nur u m  
wenige Stimmen. 

Unser Kandidat für das Amt des 
Vorstehers in Schaan, Hansjakob Falk, 
hat die erforderliche absolute Mehrheit 
nur knapp verfehlt. Obwohl im ersten 
Wahlgang sich drei Kandidaten gegen
überstanden, hat er sein Ziel nur mit 
wenigen Stimmen verfehlt, so dass ein 
zweiter Wahlgang notwendig wurde. 
Dieses Stimmenergebnis lässt uns zu
versichtlich in den zweiten Wahlgang 
gehen, doch rufen wir alle auf, sich an 
der Wahl zu beteiligen und zu ent
scheiden. 

Hansjakob Falk hat im Wahlkampf 
bewiesen, dass er ein Kandidat für alle 
Schaanerinnen Und Schaaner > ist, dass 
er die Probleme der Bevölkerung kennt 
und auch willens ist, seine ganze Kraft 

in die Entwicklung der Gemeinde zu 
stecken. Er verdient das Vertrauen der 
Bevölkerung, geben Sie ihm Ihre 
Stimme. 

Unser Vorsteherkandidat ist zwar 
neu auf dem politischen Parkett, doch 

-verfügt e r  aufgrund seiner Tätigkeit in 
der  Landesverwaltung über einen enor
men Erfahrungsschatz für die öffentli
che Verwaltung. Seine Hilfeleistungen 
konnten bisher alle ohne Ausnahme in 
Anspruch nehmen. So wird Hansjakob 
Falk auch als Vorsteher für Schaan 
sein, offen für die Probleme, hilfsbereit 
für alle. Geben Sie ihm audi im zwei
ten Wahlgang Ihre Stimme. 

Vorstand der FBP-Ortsgruppe Schaan 

Haben liechtensteinische Firmen den UNO-Boykott umgangen? 
Pressegespräch mit  de r  Regierung a m  Dienstag abend - Der  Golfkrieg und die Verpflichtungen f ü r  Liechtenstein - Rückgang des Tourismus 

(G.M.) - Das Fürstentum Liechten
stein hat als jüngstes UNO-Mitglied keine 
speziellen Verpflichtungen aufgrund des 
Golfkrieges zu erfüllen. Diese Antwort 
gab Regierungschef Hans Brunhart, wie 
in der gestrigen Ausgabe bereits kurz be
richtet, am Fressegespräch vom Diens
tag. Dabei unterstrich er, dass sich unser 
Land wahrscheinlich an der Aufbauhilfe 
nach Abschluss des Krieges beteiligen 
werde. Liechtensteinische Firmen haben 
nach dem Wissensstand der Regierung 
die UNO-Boykottmassnahmen gegen 
den Irak nicht durchbrochen. 

Auf die Frage, ob  dem Fürstentum 
Liechtenstein aufgrund der UNO-Reso-
lutionen gegen den Irak und den nachfol
genden Krieg zur Befreiung Kuwaits ge
wisse Verpflichtungen als UNO-Mitglied 
erwachsen, erklärte Regierungschef Hans 
Brunhart, dass Liechtenstein schon vor 
der offiziellen Aufnahme in die Verein
ten Nationen der UNO-Resolution gegen 
Irak zugestimmt habe. Im Golf kämpften 
auch keine UNO-Truppen, präzisierte 
der Regierungschef, sondern alliierte 
Verbände aus verschiedenen UNO-Mit-
gliedstaaten. Deshalb könne Liechten
stein daraus keine Verpflichtung erwach
sen. Allerdings dürfte sich unser Land, 
wie Regierungschef Brunhart weiter aus

führte, nach Abschluss des Krieges im 
Rahmen der Katastrophen- und Aufbau
hilfe möglicherweise beteiligen. Schon 
vor einiger Zeit habe unser Land ein 
Flüchtlingsprogramm in Jordanien finan
ziell unterstützt, weitere solche Unter-
stützungsmassnahmen werden nach sei
ner Erwartung hinzukommen. 

Keine Umgehung des Embargos 
Da verschiedene Firmen in Deutsch

land, Österreich und auch der Schweiz 
unter dem Verdacht stehen, trotz UNO-
Boykott in den Irak Exporte getätigt zu 
haben, stand die Frage beim Pressege
spräch im Raum, ob auch liechtensteini
sche Firmen bei ,der Umgehung der 

UNO-Massnahmen beteiligt gewesen sei
en. Nach/Auskunft von Regierungschef 
Hans Brunhart ist der Regierung kein 
Fall einer liechtensteinischen Firma be
kannt. E r  stützte sich dabei auch auf die 
Öffentlichkeit und bemerkte, wenn eine 
liechtensteinische Firma beteiligt gewe
sen wäre, so wäre dies mit Sicherheit 
ebenfalls bekannt geworden. 

Direkte Lieferungen aus Liechtenstein 
in den Irak könnten beim Zollübertritt 
festgestellt werden, hingegen sei eine 
Kontrolle nicht möglich, wenn beispiels
weise Lieferungen von der Tschechoslo
wakei in den Irak erfolgten. E r  gab je
doch seiner Hoffnung Ausdruck, dass 
liechtensteinische Treuhänder die not

wendige Sorgfalt walten Hessen und keine 
derartigen Geschäfte tätigten. Regie
rungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wil
le ergänzte dazu, dass eine absolute Kon
trolle in einem liberalen Wirtschaftssy
stem nicht möglich sei,, sonst müsste m a n  
auf eine Staatswirtschaft übergehen. 
Auch könnten nicht alle Fälle mit gesetz
lichen Massnahmen ausgeschlossen wer
den, so dass man an das Verantwortungs-
bewusstsein appellieren müsse. E r  wies in 
diesem Zusammenhang an das von der 
Regierung an den Landtag überwiesene 
Schutzgesetz hin, das der Regierung 
künftig mit Verordnung erlauben werde, 
Massnahmen im Rahmen von UNO-Be-
schlüssen zu erlassen. 

S D f f W M K  
ALLES FÜR IHRE AUGEN 
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Schon vor «Kassensturz» gegen Hanussen-Firmen ermittelt 
Regierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert  Wille z u  umstrittenen Geschäftstätigkeiten 

(G.M.) - Die Ermittlungen gegen 
liechtensteinische Gesellschaften, die in 
den «Fall Hanussen II» verwickelt sind, 
haben nicht erst mit der Sendung «Kas
sensturz» begonnen, sondern sind schon 
vorher aufgenommen worden. Diese Er
klärung gab Regierungscbef-SteUvertre-
ter Dr. Herbert Wille am Pressegespräch 
auf eine entsprechende Frage. Entgegen 
den - üblichen Gepflogenheiten hat die 
Regierung jedoch in diesem Fall in einer 
öffentlichen Stellungnahme über die Er
mittlungen informiert. 

In der Sendung «Kassensturz» des 
Schweizer Fernsehens war vor kurzem 
ein Bericht über Machenschaften liech
tensteinischer Gesellschaften ausgestrahlt 
worden, die nach Ansicht der Regierung 
als landesschädigend eingestuft werden 
können. Gemäss dieser Sendung nehmen 
Sitzgesellschaften Zahlungen für einen 
«Hanussen II» entgegen und schreiben 
dafür Trostbriefe nach vorgegebenem 
Muster. Regierungschef-Stellvertreter 

Dr. Herbert Wille unterstrich, dass die 
Ermittlungen gegen die Gesellschaften 
schon vor der Ausstrahlung der  Sendung 
«Kassensturz» aufgenommen worden sei
en. Mit der Mitteilung an die Öffentlich
keit, dass die Polizei in diesem Fall er
mittle, habe man dokumentieren wollen, 
dass die Regierung beim Verdacht auf 
unlautere Machenschaften tätig werde. 
Es sollte nach seinen Worten in de r  Öf
fentlichkeit nicht der Eindruck entstehen, 
dass Gesellschaften ohne Kontrolle ihre 
Geschäftstätigkeiten ausüben könnten. 

Auf die Frage nach möglichen Sanktio
nen sagte Regierungschef-Stellvertreter 
Dr. Herbert Wille, das Gesetz über die 
Berufsausübung der Treuhänder und 
Rechtsanwälte lasse verschiedene Mög
lichkeiten über die Strafbestimmungen 
sowie über Disziplinarbestimmungen zu. 
Das letzte Mittel sei einerseits das Verbot 
der Berufsausübung, auf der anderen Sei
te die Liquidierung der Gesellschaft. Z u  
den Ermittlungen erklärte er ferner, dass 

zuerst ein Tatbestand festgestellt werden 
müsse. Bevor eine Anzeige erstattet oder 
eine Liquidation vorgenommen werden 
könne, müssten Ermittlungen bei allfälli
gen Geschädigten sowie bei den  Firmen 
durchgeführt werden. 

Generell vertrat Regierungschef-Stell
vertreter Dr. Herbert Wille die Auffas
sung, dass die Regierung in Sorge sei 
über den Finanzplatz Liechtenstein, 
wenn immer wieder derartige Vorkomm
nisse zu registrieren seien. Treuhänder, 
die in solche Geschäfte verwickelt seien, 
handelten weder im Interesse des Landes 
noch im Interesse des Gesellschaftswe
sens. Die Regierung habe deshalb auch 
einen Appell an die zuständigen Berufs
kreise gerichtet, möglichst Sorgfalt bei 
d e r  Entgegennahme* von Geschäften zu 
üben. Im Interesse unseres Landes sei es, 
den Finanzplatz Liechtenstein zu erhal
ten. Gerade deshalb müsse besondere 
Sorgfalt geübt werden. 

Asylpraxis soll 
überdacht werden 

Immer noch kommen Ausländer illegal 
von Österreich nach Liechtenstein, doch 
ist ihre Zahl im Vergleich zum letzten 
Jahr erheblich zurückgegangen. Die we
nigsten der von der Grenzwache aufge
griffenen Personen stellen nach Angaben 
von Regierungschef Hans Brunhart ein 
Asylgesuch in Liechtenstein, weil sie in 
de r  Regel gar nicht in unser Land wollen, 
sondern in die Schweiz. Liechtenstein 
werde sozusagen als Transitland benutzt. 

Die Haltung der  Regierung gegenüber 
Asylgesuchen bezeichnete der  Regie
rungschef als sehr restriktiv. Bisher sei 
Asyl nur im Rahmen spezieller Aktionen 
gewährt worden, beispielsweise nach dem 
Ungarnaufstand, nach der Zerschlagung 
des Prager Frühlings und bei Flüchtlingen 
aus Vietnam. Einzelgesuche seien bisher 
nicht bewilligt worden. Doch muss man  
sich in unserem Land mit der  Problema
tik der  Flüchtlingsströme ernsthaft befas
sen, erklärte der Regierungschef weiter, 
u m  sich auch einem internationalen Stand 
in diesen Fragen anzunähern. 

Liechtenstein besitzt allerdings kein ei
gentliches Asylrecht, sondern behandelte 
entsprechende Gesuche in der  Vergan
genheit nach fremdenpolizeilichen G e 
sichtspunkten. Generell bezeichnete Re
gierungschef Brunhart die Asylfragen als 
sensibles Thema: Wo eine grosszügige 
Praxis vorherrsche, bestehe auch eine 
entsprechende Nachfrage. Konkrete 
Zahlen für das Jahr 1990, wieviele illegale 
Grenzübertritte registriert wurden, konn
te der Regierungschef nicht nennen. 

Doch wies er darauf hin, dass aufgegriffe
ne Personen, welche die Grenze illegal 
überschritten hätten, gemäss einem inter
nationalen Übereinkommen wieder in  
das Ausgangsland zurückgeschoben 
würden. 

Priester-Seminaristen 
gegen Bischof Haas 

Chur (AP) Die Studierenden des Prie
sterseminars St. Luzi und der Theologi
schen Hochschule in Chur (GR) sind ge
gen die von Bischof Wolfgang Haas .ge
plante Umstrukturierung des Seminars in 
ein eigentliches Priesterseminar. Dies 
werde unabhängig von der «Abberufung» 
des bisherigen Regens Franz Annen ab
gelehnt, wie es in einem Schreiben aller 
Studierender vom Mittwoch hiess. Alle 
Gläubigen werden aufgefordert, bei Haas 
gegen die Umstrukturierung zu prote
stieren. 

Die Studierenden wollten zudem auch 
in einem Schreiben alle Pfarreiräte des 
Bistums Chur auffordern, bei Haas gegen 
die bevorstehende Umstrukturierung des 
Priesterseminars zu protestieren, hiess es  
auf Anfrage in Chur. 

Auch 1991 ein 
autofreier Bettag 

Voraussichtlich wird auch 1991 wieder 
ein autofreier Sonntag durchgeführt. 
Dies erklärte Regierungsrat Wilfried Bü
chel am Pressegespräch.'Die Regierung 
habe ihre Entscheidung zwar noch nicht 
getroffen, doch werde er  in nächster Zu
kunft einen entsprechenden Antrag ein
bringen. Als. Datum wird wiederum der 
Bettag in Aussicht genommen. 

K. Charly 
UMANI 
Gebäudereinigung h 
Anstalt 
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